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Kleine Anfrage 8570 
 
der Abgeordneten Enxhi Seli-Zacharias   AfD 
 
 
Ausreisepflicht durchsetzen: Welche Verantwortung tragen Ausländerbehörden bei der 
Beschaffung fehlender Rückreisedokumente? 
 
 
Wie der Kölner Stadtanzeiger berichtet, bot die Zentrale Ausländerbehörde Coesfeld der Stadt 
Köln im November 2024 an, für rund 500 vollziehbar ausreisepflichtige Personen aus den 
Westbalkanstaaten die Beschaffung fehlender Rückreisedokumente zu unterstützen. Die 
Stadt Köln lehnte dieses Angebot nach den vorliegenden Informationen ab und erklärte, 
Passersatzpapiere würden in diesen Fällen nicht benötigt; stattdessen sollten die seit längerer 
Zeit geduldeten Personen bei der Erlangung einer dauerhaften Aufenthaltsperspektive 
unterstützt werden.1 
 
Der Vorgang wirft grundlegende Fragen zur Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben der 
Ausländerbehörden auf. Nach § 71 Abs. 1 AufenthG sind die Ausländerbehörden für 
aufenthalts- und passrechtliche Maßnahmen und Entscheidungen zuständig; zugleich ist für 
die Vollziehung von Abschiebungen eine zentrale Zuständigkeit im jeweiligen Land 
vorzusehen. Die Zuständigkeiten der Zentralen Ausländerbehörden in Nordrhein-Westfalen für 
die Beschaffung von Heimreisedokumenten sind landesrechtlich geregelt. 
 
§ 82 AufenthG verpflichtet den Ausländer zur Mitwirkung und verpflichtet zudem die 
Ausländerbehörde durch Absatz 3 dazu, auf die entsprechenden Pflichten hinzuweisen. 
Zudem kann die Behörde nach § 82 Abs. 4 AufenthG zur Vorbereitung und Durchführung 
ausländerrechtlicher Maßnahmen ein persönliches Erscheinen bei der Behörde oder bei den 
Vertretungen des mutmaßlichen Herkunftsstaates anordnen. 
 
Die Ausländerbehörden sind als Pflichtaufgaben zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach Weisung 
tätig. Die Aufsicht über die unteren Ausländerbehörden führt die jeweils zuständige 
Bezirksregierung. 
 
 
Ich frage daher die Landesregierung: 
 
1. In wie vielen Fällen haben kommunale Ausländerbehörden in Nordrhein-Westfalen seit 

dem 1. Januar 2024 ein Unterstützungsangebot einer Zentralen Ausländerbehörde zur 
Beschaffung von Pass- oder Heimreisedokumenten für vollziehbar ausreisepflichtige 
Personen abgelehnt oder nicht weiterverfolgt? 

 

 
1 https://www.ksta.de/koeln/koeln-lehnte-nrw-hilfsangebot-fuer-abschiebungen-ab-1341287  
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2. In wie vielen Fällen hat die Landesregierung seit dem 1. Januar 2024 Kenntnis davon 
erlangt, dass eine kommunale Ausländerbehörde trotz bestehender Ausreisepflicht und 
fehlender Reisedokumente ein konkretes Unterstützungsangebot einer Zentralen 
Ausländerbehörde zur Beseitigung dieses Ausreisehindernisses nicht in Anspruch 
genommen hat? 

 
 
3. Wie bewertet die Landesregierung die Vereinbarkeit einer bewussten 

Nichtinanspruchnahme eines konkreten Unterstützungsangebots zur Beschaffung von 
Heimreisedokumenten mit den aus § 71 AufenthG, § 82 AufenthG und den 
landesrechtlichen Zuständigkeitsregelungen folgenden Aufgaben und Pflichten der 
zuständigen kommunalen Ausländerbehörden? 

 
4. In wie vielen Fällen hat die zuständige Bezirksregierung seit dem 1. Januar 2024 

aufgrund von Hinweisen auf eine möglicherweise unzureichende Bearbeitung 
vollziehbarer Ausreisepflichten durch eine kommunale Ausländerbehörde 
fachaufsichtliche Prüfungen eingeleitet? 

 
5. Welche fachaufsichtlichen Maßnahmen kann und wird die Landesregierung ergreifen, 

wenn eine kommunale Ausländerbehörde ein geeignetes Unterstützungsangebot zur 
Beseitigung eines bestehenden Ausreisehindernisses ohne tragfähige rechtliche 
Begründung ablehnt und dadurch eine mögliche Rückführung verzögert oder verhindert? 

 
 
 
 
Enxhi Seli-Zacharias  


